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Berlin, Hannover (NI). Nach dem Attentat vom 
25.07.26 in Berlin liegt der Schutz der Bürger in 
der Öffentlichkeit wieder ganz oben auf. Trau-
er und Wut, Enttäuschung und das Gefühl der 
Hilflosigkeit vermitteln den Eindruck, hier wird 
nichts beziehungsweise zu wenig getan. Es ist 
sicherlich nicht abwägig, es könne mehr getan 
werden, man könnte mehr Überwachung, mehr 
Präzenz von Ordnungskräften oder gar eine stär-
kere Bewaffnung fordern. Doch was hilft wirklich, 
was schränkt die Demokratie ein und wie könnte 
eine effektivere Strafverfolgung aussehen?

Derzeit stehen viele Fragen, Vorschläge und Maßnah-
men im Raum, die geprüft, diskutiert und umgesetzt 
werden. Reichen die Befugnisse von Staatsschutz 
und Polizei zur Verhinderung von staatsgefährdenem 
Verhalten, von Destabilisierung von demokratischem 
Verhalten aus? Wo sind die Grenzen und was kann 
man dem Bürger an Einschränkungen zumuten, 
wann ist die Demokratie von innen durch Einschrän-
kung gefährdet?

Also, wo setzt die Gesellschaft an, um die Gefahren 
zu minimieren und dennoch die Demokratie mit ihren 
Vorteilen zu erhalten?

Das Beispiel des Anschlags im Umfeld des CSD 
(Christopher Street Day).
Am 25.07.26 gegen 22:00 h wurden im Bereich des 
Tiergartens mehrere Personen mit einem gemieteten 
Fahrzeug zum Teil lebensgefährlich verletzt. Zudem 
wurden von dem geflüchteten Fahrer mehrere Perso-
nen mit einer Stichwaffe verletzt. Eine Frau verstarb 
noch am selben Abend.

Recht schnell konnte die Identität des vermutlichen 
Fahrers ermittelt werden. Die ermittelte Person war 
polizeibekannt, gerichtsmäßig erfasst und befand 
sich auf Bewährungsprobe. Sein Verfahren wur-
de gerichtsmäßig auf sechs Monate zurückgestellt. 
Ferner sollte der mutmaßliche Täter Kontakte zum 
IS (Islamischer Staat) gehabt haben, was durch ein 
Handyvideo, das im Fahrzeug gefunden wurde, un-
termauert wurde.

Der erste Schluss war, das die Tat als politisch, ras-
sistisch und religiös einsortiert wurde. Mit diesem 
Hintergrund begann die Auseinandersetzung, ob in-
tensiv darüber diskutiert, ob staatliche Institutionen 
in der Lage gewesen wären, diese schreckliche Tat 
zu verhindern. Im Rahmen der Bewertungen wurden 
die ersten Schuldzuweisungen über gerichtliche Ent-
scheidungen und unzureichende Sicherungen der 
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Wenn der Staatsschutz ermittelt ...
Veranstaltung laut. So ist die Bewertung der zum Teil 
undifferenzierten öffentlichen Diskussion sowie das 
Infragestellen der Unabhängigkeit der Justiz und da-
mit eine Säule des Rechtsstaats einher gegangen. 

Den Sicherheitsorganen gelang es am 26.07.26 den 
vermutlichen Täter in einer Kleingartensiedlung in 
Berlin-Spandau aufzuspüren. Bei dem Versuch ihn 
festzunehmen wurde er erschossen.

Dieser grausame Anschlag auf eine Bevölkerungs-
gruppe, die queere Menschen und ihre Freundinnen 
und Freunde zeigte, dass Hass und Intolleranz einen 
Staat verunsichern und an seinen Grundfesten nar-
gen. 

Diese Exremtat(en) erhaschen große Aufmerksam-
keit, provozieren stark und rufen zum Teil unbeson-
nende  Reaktionen hervor. Bei aller Betroffenheit 
muss der Blick jedoch auch auf die kleineren, wenig 
spektakulären Geschehnisse gerichtet werden. Das 
Motto währet den Anfängen achtet auf die Zwischen-
töne. Schaut bei den Anzeichen von Gefahr, Hass 
oder Unrecht nicht weg. Der Ausspruch mahnt heute 
vor allem dazu, die Demokratie und Menschenrechte 
früh zu verteidigen und strebt auch dort das Handeln 
an.

Neben Gewalt, Diskriminierung und Verletzung der 
Menschwürde gehört auch die Sachbeschädigung zu 
den häufigsten Straftaten.

Hier einige Beispiele von Polizeimeldungen vom 
03.07.26 bis 29.07.26.
Babelshausen (HE)
Gegen 18:45 h am 02.07.26 wurden die Schmiere-
reinen entdeckt. Unbekannte Täter besprühten mit 
schwarzer Farbe mehrere verlassene Gebäude, u.a. 
mit fünf Hakenkreuzen und weiteren Schriftzügen. 
Vogelsbergkreis (HE)
Verwenden von Kennzeichen der verfassungswid-
riger Organisation Schlitz. Am 11.07.26 um 13:00 h 
und 13.07.26 um 08:00 h beschmierten mit Kreide 
Unbekannte in der Bahnhofstraße die Rollstuhlram-
pe einer dort befindlichen Apotheke mit einem Ha-
kenkreuz. 
Ebersburg (HE)
Zwischen dem 01.07.26 gegen 00:00 h und 15.07.26 
gegen 17:30 h hinterließ nach derzeitigen Erkennt-
nissen ein unbekannter Täter mittels eines Feuer-
zeuges oder einer ähnlichen Hitzequelle ein Haken-
kreuz auf der Oberfläche eines Holztisches vor der 
Kirche in Ried.
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Gifhorn (NI)
In einer Einfamilienreihenhaus-Siedlung wurde auf 
einem Garagenhof in der Nacht vom 19.07.26 auf 
20.07.26 eine etwa sieben Meter lange Wand mt roter 
Farbe besprüht. Es handelte sich hier überwiegend  
um verfassungsfeindliche Symbole (Hakenkreuze, 
das verschlüsselte „Heil Hitler mit Hakenkreuz) so-
wie die Beschimpfung der Polizei (ACAB 1312). Es 
wurden drei Meldungen von Anwohnern der Polizei 
übermittelt. Eine Öffentlichkeitsmachung durch die 
Polizei per Pressemitteilung erfolgte nicht. 
Die Eigentümer des Garagenhofes hingegen nah-
men den Vorfall gelassen hin. Reaktionen und die 
Bereitschaft zum Entfernen der Symbole fanden je-
doch überwiegend nicht statt. 
Bremen (HB)
Durch Einsatzkräfte wurde am 27.07.26 gegen Mittag 

Die Beseitigung von verfassungsfeindlichen Symbolen steht vor dem Entfernen der „Schmierereien“. Die restliche Beseitung ist eine gesellschaft-
liche Aufgabe in diesem Wohnquartier.

ein Graffiti an einem Wohnhaus in der Straße Kirch-
weg festgestellt. Unbekannte haben einen Schriftzug 
„Afsk“ und eine Sichel mit einem Hammer in der Grö-
ße von 185cm x 110cm an die Hauswand gesprüht. 
Die Staatschutz hat die Ermittlungen aufgenommen.
Holzminden  (NI)
Am 21.07.26 wurde durch die Polizeistation Boffzen 
eine Sachbeschädigung am Gedenkstein für die im 
Dienst verstorbenen Polizisten festgestellt und eine 
entsprechende Strafanzeige gefertigt. Der Tatzeit-
raum wird zwischen dem 17.07.26 und 20.07.26 an-
genommen. Der Gedenkstein auf dem Waldparkplatz 
an der L 549 zwischen Boffzen und Neuhaus erinnert 
an die Ermordung zweier Polizisten aus Holzminden 
in der Nacht zum 12.10.1991 im Rottmündetal. Die 
Beamten wurden damals auf besonders niederträch-
tige Art in den Hinterhalt gelockt und brutal ermordet. 
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Der Gedenkstein wurde von unbekannten Tätern 
mit grüner Farbe überschüttet und dadurch massiv 
beschädigt. Eine Reinigung wurde durch die Polizei 
sofort in Auftrag gegeben. 
Der Gedenkstein wurde bereits schon zweimal der-
artig beschmiert. Im November 2019 und im Juni 
2021 haben unbekannte Täter ebenfalls Farbe über 
den Gedenkstein ausgegossen. Es ist erneut von 
hohem Sachschaden auszugehen, weil aufgrund 
der Beschaffenheit des Gedenksteins die Farbe nur 
mit sehr viel Aufwand entfernt werden kann. Die Be-
schädigungen führen zu Entsetzen und Empörung 
bei den Angehörigen der getöteten Polizisten und in 
der Polizei. Die Polizei Holzminden hat die Ermittlun-
gen aufgenommen und bittet dringend darum, dass 
sich mögliche Zeugen unter 05531-958-0 melden, 

die Hinweise auf verdächtige Personen oder Fahr-
zeuge im Bereich des Gedenksteins geben können.

Text, Foto: Polizeiinspektion Hameln-Pyrmont/Holzminden

Aber nicht nur mit Farbe erfolgt verfassungs-
feindliches Handeln. Sprüche, Rufe und eindeu-
tige Handzeichen unterstreichen die Gesinnung 

rechtsorientierter Menschen.

Darmstadt (HE)
Am 21.06.26 sorgte ein unbekannter Täter im Be-
reich der Karlsruher Straße, Ecke Rüdesheimer Stra-
ße für Aufsehen. Gegen 13:30 h soll der Unbekannte 
u.a. lautstark Naziparolen gerufen haben. Eine sofort 
eingeleitete Fahndung nach ihm verlief bislang noch 

ohne Erfolg. Aufgrund des Verdachts des Verwen-
dens von Kennzeichen verfassungswidriger Organi-
sationen ermittelt nun der polizeiliche Staatschutz.
Der Mann soll circa 45 Jahre alt, 1,90 Meter groß und 
schlanker Statur sein. Er soll blonde, lange Haare 
und Tattoos an den Armen und Beinen getragen ha-
ben. Zum Tatzeitpunkt soll er mit einer kurzen Hose, 
hellen Sportschuhen, einem dunklen T-Shirt, einer 
schwarzen Sonnenbrille und einer Kappe bekleidet 
gewesen sein.
Göttingen (NI)
Im Göttinger Innenstadtbereich sind in den Tagen um 
dem 15.06.26 mehrfach Flugblätter mit verfassungs-
feindlichen Symbolen aufgetaucht. Nach bisherigen 
Erkenntnissen wurden entsprechende Schriftstücke 
u.a. in Briefkästen eingeworfen, an einem Funkstrei-
fenwagen angebracht sowie am 18.06.26 im Bereich 
des Platzes der Synagoge festgestellt.
Das Staatsschutzkommissariat der Polizei Göttingen 
hat hierzu Ermittlungen aufgenommen. Im Raum 
steht u.a. der Verdacht des Verwendens von Kenn-
zeichen verfassungswidriger Organisationen. Die 
Ermittler prüfen derzeit auch Zusammenhänge zu 
bereits bekannten gleichgelagerten Sachverhalten 
sowie die mögliche Beteiligung eines in diesem Zu-
sammenhang bereits tatverdächtigen Mannes.
Bremen (HB)
Ein 18 Jahre alter Heranwachsender zeigte am 
18.06.26 um 17:10 h  im Bremer Viertel den Hitler-
gruß und rief auch gegenüber Einsatzkräften „Heil 
Hitler“. Etwa um 17:10 h meldeten Mitarbeiter eines 
Büros der Partei „Die Linke“ in der Friesenstraße, das 
dort ein Mann den Hitlergruß gezeigt hätte. Die alar-
mierten Einsatzkräfte waren schnell vor Ort und stell-
ten in der Nähe aufgrund der Beschreibung einen 18 
Jahre alten Heranwachsenden. In Anwesenheit der 
Polizisten rief er erneut „Heil Hitler“. Eine Strafanzei-
ge wurde gefertigt und gegenüber dem 18-Jährigen 
ein Platzverweis ausgesprochen.
Groß-Bieberau (HE)
Aufgrund des Verdachts des Verwendens von Kenn-
zeichen verfassungswidriger Organisationen nahm 
eine Streife der Polizeistation Ober-Ramstadt am 
16.07.26 gegen 12:40 h einen 44 Jahre alten Mann 
vorläufig fest. Zuvor hatte der Tatverdächtige in der 
Marktstraße der vorbeifahrenden Polizeistreife den 
Hitlergruß gezeigt. Die Kräfte der Polizei nahmen 
den Mann daraufhin vorläufig fest. Den 44-Jährigen 
erwartet nun ein Ermittlungsverfahren, indem er sich 
strafrechtlich verantworten muss. 
Oldenburg (NI)
Die Polizei Oldenburg ermittelt wegen des Verdachts 
des Verwendens von Kennzeichen verfassungswidri-
ger Organisationen und ist auf der Suche nach Zeu-
gen. Nach bisherigen Erkenntnissen soll am 14.07.26  
gegen 20:00 h, während einerVeranstaltung auf dem  
Schlossplatz in Oldenburg, eine Person mehrfach 
verbotene nationalsozialistische Parolen gerufen ha-
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Das Thema verfassungsfeindlicher Vorgänge sind 
kein neues Phänomen. Schon seit den 1960er-Jah-
ren sind Kommunen, Länder und der Bund, Vereine 
und Initiativen mit Aktionen, Aufklärungskampagnen 
aktiv. Zum einen gibt es gezielt Förderungen von Ver-
einen, die auf dem Boden des Grundgesetzes agie-
ren und zum anderen werden Intitiativen angeregt 
und gefördert, insbesondere für Kinder und Jugend-
liche.

Hier einige Beispiele und Analysen: 
Kinder- und Jugendparlamente wurden in den 1960er-Jahren als erste 

lokale Versuche, Jugend-
liche durch Mitwirken 
und Mitbestimmen in 
Stadtgremien an die De-
mokratie heranzuführen. 
Als Vorbilder galten die 
Jugendräte in Frankreich. 
Ab Mitte der 1990er-Jah-
re fand eine regelrechte 
Gründungswelle in vie-
len Kommunen statt. Im 
Jahre 2024 gab es bun-
desweit schätzungswei-
se über 500 Kinder- und 
Jugendparlamente sowie 
Jugendbeiräte auf kom-
munaler Ebene.

Die Jugendparlamente 
führen in demokratische 
Strukturen ein. Sie geben 
den Jugendlichen eine 
Stimme und bieten die 
Mitbestimmung  ihres Le-
bensraums friedlich mit-

zugestalten. Dies kann das Ohnmachtsgefühl mindern, welches oft ein 
Nährboden für Radikalisierung, Frustration, Rassismus sowie Gewalt ist 
Durch den Aufbau und der Mitarbeit von Gremien erleben die Jugendli-
chen Zusammenarbeit von Menschen unterschiedlichsten sozialen und 
ethnischen Herkünften. Diese persönliche Begegnung baut Stereotype 
ab und fördert die Inklusion. So lernen sie im Alltag sprachfähiger zu 
werden und bei rassistischen Sprüchen einzuschreiten.

Einen anderen Ansatz zur 
Überwindung von Gren-
zen unter Einbeziehung 
des sozialen und gesell-
schaftlichen Umfeldes 
entwickelte der Landkreis 
Nienburg (NI) mit dem 
Projekt „Lokaler Aktions-
plan für Tolerant und De-
mokratie“ im Jahre 2001. 
Die Zielgruppe waren Ju-
gendliche, Eltern, Erzie-
her und Multiplikatoren. 
Als Partner strebte man 
Institutionen mit einem 
gesellschaftlichen Auftrag 
an. Ein Schwerpunkt lag 
aber auch auf der Vernet-
zung und damit auf einen 
interdiziplinären Ansatz. 
Die Projekte innerhalb 

des Aktionsplanes konnte man mit den Schlagworten betiteln:
Sport gegen rechte Gewalt;  Arbeit mit Kindern in ihrem Wohnquartieren; 
Konfliktbewältigung von Jugendlichen und ihren Schlichtern; Beschäfti-
gung und Bewältigung der Geschichte von 1933 bis 1945 sowie Schule 
ohne Rassismus. 
Insgesamt umfasste der Aktionsplan neun Projekte, die am Ende des 
Aktionsplans öffentlich präsentiert und durch eine Dokumentation hinter-
legt wurden.

ben. Andere Personen wurden hierauf aufmerksam 
und informierten Mitarbeiter der Veranstaltung und 
die Polizei. Die Person, die die Parolen gerufen haben 
soll, wird als kräftig beschrieben und soll eine dunkel-
orangene Hose, rote Hosenträger und ein T-Shirt mit 
einem Print getragen haben. Der Staatsschutz hat in 
diesem Fall die Ermittlungen aufgenommen.

Wem sind die vorgenannten Vorfälle zu melden 
und wer wird tätig?
Die Polizei nimmt die Anzeigen auf und muss dann 
tatig werden. 
Bei verfassungsfeindlichen Vorgängen müssen die 
Vorfälle den Verfassungsschutz auf Landesebende  
gemeldet werden. Von dort kann und werden häufig 
dem Bundesverfassungsschutz diese gemeldet. Der 
polizeiliche Staatsschutz ermittelt bei dem Verdacht 
auf politisch motivierte Kriminalität, extremistische 
oder terroristische Taten sowie bei Gefährdungen 
des Staates. Er wird aktiv, sobald ein entsprechender 
Anfangsverdacht oder eine konkrete Gefahr besteht. 
Straftaten mit erkennbarem links-, rechts- oder reli-
gionsextremistischem Hintergrund (wie rassistische 
Angriffe oder Sachbeschädigungen an Gedenk-
orten), Gefährdung von Amtspersonen: Angriffe auf 
Leib, Leben oder Freiheit von Mitgliedern und Gästen 
der Verfassungsorgane des Bundes schwere Staats-
sicherheit: Delikte wie Spionage, Landesverrat oder 
terroristischer Staatsterrorismus. Abgrenzung zu an-
deren Behörden wie Polizei vs. Nachrichtendienst: 
Der Staatsschutz ist eine spezialisierte Abteilung der 
regulären Polizei (auf lokaler Ebene, im LKA oder im 
BKA) und führt echte Ermittlungsverfahren mit Exe-
kutivbefugnissen wie Festnahmen oder Durchsu-
chungen durch.

Was geschieht präventiv?
Präventiv gegen verfassungsfeindliche Handlungen 
werden vor allem durch politische Bildung, Demokra-
tieförderung und Deradikalisierungsangebote vorge-
halten. Staat und Gesellschaft nutzen diese Mittel, 
um über Radikalisierungen zu informieren.
Schulen und Jugendarbeiter sollen hier über den Zu-
gang zu Kindern und Jugendlichen über die politische 
Geschichte und die unterschiedlichen Religionsfor-
men aufklären. Mit der größeren Verbreitung muss 
auch über Fake News, Verschwörungserzählungen 
und antidemokratische Hetze im Internet aufgeklärt 
werden. Unterstützung von zivilgesellschaftlichen 
Projekten und Initiativen, die sich für Vielfalt und To-
leranz einsetzen, muss Beratung und Deradikalisie-
rung erfolgen. Ferner werden Aussteigerprogramme 
für Personen, die sich aus extremistischen Struktu-
ren lösen wollen, vorgehalten. Ebenso werden Bera-
tungen für Angehörige von radikalisierten Jugendli-
chen oder Personen im Umfeld von Extremismus von 
Rechts, Links, Rassismus, Islamismus und  Antisemi-
tismus angeboten.

20260731



Copyright              www.komdienst.de                  Redaktion Horst-Dieter Scholz   

Gesellschaft	        

Geschichtliche Betrachtung der gesellschaftlichen 
Entwicklung und Gewalt
In Deutschland, Ost wie West, wurde die Erziehung durch die Erfahrun-
gen der Erziehenden maßgeblich geprägt. Hier gab es im Sprachge-
brauch der Menschen die Positionen, „was ich an Erziehung erlebt habe, 
möchte ich meinen Kindern und der Gesellschaft ersparen“. Bei Anderen 
galt den eigenen Erfahrungsschatz nutzen und die erlebten Regeln der 
autoritären Methoden, die geprägt waren durch emotionale Kälte und das 
Brechen des Willens, oft zur Abwicklung des Alltags, die „neuen Freihei-
ten“ und des Strebens zum Wiederaufbau von Wirtschaft, Gesellschaft 
und Familie. So wurde häufig in den 1950er- und 1960er-Jahren das 
fortgeführt, traumatisch als Muster gezeigt und gesellschaftlich an nach-
folgende Generationen vererbt. 

Unreflektiert und besonders zum Bewältigen des Alltags gehörten die 
Erziehungserlebnisse und pädagogischen Ansätze des autoritären Stils 
mit der These des unbedingten Gehorsam, was zum hohen Gut hochge-
halten wurde. 

Schon als Säugling wurden 
die Kinder angehalten, nicht 
verwöhnt und beim Weinen 
alleingelassen zu werden. 
Sprüche wie „Weinen und 
schreien stärkt die Lungen“ 
galten als pädagogischen 
Rat mit sogenannten medi-
zinischen Hintergrund. NS-
Erziehungsbücher lieferten 
nach 1945 in bereinigten 
Neuauflagen und ergänzten 
und rechtferitigten die her-
kömmlichen Erziehungen. 
Diese Erziehungsschemata 
galten jedoch nicht nur für 
die Familien, sie prägten 
auch die Heimerziehung. 

Angebliche Strenge sowie Zucht und Ordnung konnten mit drakonischen 
Strafen durch körperliche sowie psychische Gewalt durchgesetzt wer-
den. Noch waren in den 1960er-Jahren Körperstrafen wie Schläge und 
seelische Demütigungen in Schulen und Familien üblich. Eine Rechts-
aufsicht in den Schulen war häufig Fehlanzeige, elterliche Beschwerden, 
wenn überhaupt, zeigten kein verändertes Verhalten in den Erziehungs-
institutionen.

In der Erziehung der Knder und Jugendlichen spiegelt sich das transge-
nerationale Traumata der Kriegskinder als Eltern wieder. Kinder, die El-
tern wurden, zeigten sich empathielosig. Sie waren aus den eigenen Er-
fahrungen nicht oder nur schwer in der Lage, Gefühle zu zeigen, dieses 
galt nach ihren Kindheitserlebnissen als Schwäche. Sie hielten Distanz 
und ersetzten so die Nähe. Ohne Nähe und ohne erkennbare Reflektion 
der Erlebnisse zogen sie das Schweigen über Kriegsschuld und Schre-
cken vor, darüber wurde nicht gesprochen.

Wo man sein eigenes Leben nicht reflektieren konnte, konnte man auch 
sein Denkmuster nicht verändern. Verstärkt wurde dieses durch die Er-
fahrung, dass rassistische und antisemitische Denkmuster institutionell 
und biografisch weiterwirken. Es galt, seine ehemaligen Kriegsgegner 

und Rassenfeinde in das ras-
sistische Muster zu verlagern 
und „Wohltätiger“ zu Heils-
bringer zu stillisieren.

Ein Beispiel in der BRD war, 
dass rassistische Ausgren-
zung offen gegenüber „Gast-
arbeitern“, die man eigens 
zur Erfüllung von Arbeitsleis-
tungen kommen ließ. (Heute 
kommen Erinnerungen an 
die Zwangsarbeiter im NS-
Staat diesen Vergleichen 
sehr nah.) Mit dem Erlischen 
der politischen Macht von 
NS-Erfahrungen änderte sich 
die politische sowie sprachli-
che Kultur. Die modernen 

Formen des Rassismus wertete Menschen nicht mehr offen biologisch 
ab, sondern wurden durch kulturell oder religiöse Distanz ersetzt („unver-
einbar mit westlichen Werten“). 
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Die Veränderung der Kultur- und Existenzwerte sowie die zum Teil zag-
hafte menschliche und damit kulturelle Vermischung drangen Zug um 
Zug in die Gesellschaft ein. Es wurde das Schlagwort Integration geprägt 
und in den 1968ern eine Diskussion um eine neue Definition von einem 
Miteinanderleben versucht. 

Integration hieß aber auch gegenseitige Akzeptanz Teilung von Macht 
und Respekt. Genau an diesen Stellen drangen neue Komponenten 
wie Missachtung und Gewalt erst verdeckt und zunehmend offen ein. 
Seit den späten 1970er-Jahren (Iranische Revolution) veränderten sich 
die Strukturen. Nach 2001 erlangte der radikale Islamismus weltweite 
Bedeutung und wirkt seither auch in europäische Einwanderungsgesell-
schaften hinein. Gewalt oder Illiberalität wurden als „kulturfremd“ externa-
lisiert, anstatt sie als gesamtgesellschaftliches Phänomen zu begreifen. 
Dies spaltet die Gesellschaft in ein vermeintlich homogenes „Wir“ und 
die „Anderen“. Verdrängte 
Erfahrungen bei allen ge-
sellschaftlichen Gruppen 
boten die Chance Gewalt 
als Regelung von Macht und 
Einfluss zu etablieren. Es 
entstand ein zentrales wenn-
gleich umkämpftes Element 
der politischen Bildung und 
Sicherheitsarchitektur, das 
die Demokratie auf eine 
schwere Probe stellte.

Schon seit Gründung der 
BRD versuchten „Ränder 
der Mitte“ (z.B. NPD und 
DKP) in der Politik Fuß zu 
fassen, was nur mäßig ge-
lang. Erst die AfD (Alterna-
tive für Deutschland) fasste 
nach ihrer Gründung im Februar 2013 vor allem in den Jahren 2014 bis 
2017 festen Fuss als politische Kraft in Deutschland.

Die Hilfslosigkeit der Staatsorgane und der etablierten Parteien ermög-
lichen der AfD, Bürger in ihrer Unsicherheit gegenüber der „politischen 
Mitte“ in den Jahren 2013-2026 eine Alternative zu bieten. Es dienen 
heute Mittel der Gewalt, der 
Verdrehung geschichtlicher 
Abläufe, dem Versprechen 
von Sicherheit und wieder 
neuen Wohlstand der po-
litischen Auseinanderset-
zung. Alles Metaphern, die 
bei genauer Betrachtung 
von keiner politischen Kraft 
real erfüllt werden können. 
Wo Gewalt verbal und mit 
Polizeikraft bekämpft wird, 
entsteht neue Gewalt. Neue 
Formen, neue Eskalationen 
prägen dann den Alltag und 
wieder Erfahrungen, die 
ganze Generationen über-
geben werden.

In dem Aktionsprogramm -Gegen 
Aggression und Gewalt- wurde 
in Berichten bereits 1994 diese  
dokumentiert.Gewalttätige Akti-
onen von Jugendlichen werden 
durch Veröffentlichungen intensiv 
wahrgenommen. Genauso geht 
es Projekten, die Bekämpfung 
und vorbeugende Maßnahmen 
nicht  den gewünschten Erfolg 
bescheren. Wie  jedoch der Um-
gang mit Gewalt, die Entstehung 
von Aggressionen in der Praxis 
neue Ansätze und die Reflektion 
der Gewalttaten geschehen kann, 
zeigen die Berichte in der NR 5 
-Jugendarbeit -Gewaltig ge-
gen Gewalt? Dieses Buch ist kein 
Rezeptbuch, aber es gibt Denk- 
und Handlungsanstöße.
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Wenn Sprache und Zei-
chen zur Kommunitation 
dienen, dann werden die 
Menschen ausgeschlos-
sen, die diese Elemente 
nicht beherrschen. Sie 
werden aber nicht nur 
ausgeschlossen, sie kön-
nen dann auch nicht nach 
ihrem Verständnis han-
deln. Das Aussehen durch 
Bomberjacke, Springer-
stiefel und bestimmte 
Farben für Schnürbänder 
hat sich stark verändert. 
Diese sind heute kein Er-

kennungsmittel mehr. Heute ist die Sprache und der kausale Zusam-
menhang der Aussage, der Weg die Gesinnung zu erkennen. Heute gilt, 
hör hin, schau hin und handle.

Projekt unter Mitarbeit WARBEe.V.Verden

Queere Menschen sind 
Personen, die sich 
nicht strikt als hetero-
sexuell oder cisgender 
(Es ist das Gegenstück 
zum Begriff transgen-
der) identifizieren und 
Vielfalt in Geschlecht, 
Liebe und Identität le-
ben.
Queer ist ein Sammel-
begriff für Menschen, 
die nicht in die tradi-
tionellen Kategorien 
von Geschlecht und 
sexueller Orientierung 
passen. Das bedeutet, 
dass queere Menschen 
sich nicht ausschließ-
lich als Mann oder Frau 
sehen oder nicht nur in 
das andere Geschlecht 
verliebt sind, sondern 
ihre Identität und Liebe 
vielfältig gestalten kön-
nen.

Wikipedia

Was unsere Gesell-
schaft besonders 
erschüttert ist, dass 
Deutschland im Jahr 
2026 immer noch unter 
dem Zeichen der Dis-
kreminierung und des 
Hasses leidet und lei-

den muss. Menschen, die Mitmenschen wegen ihres anders zu sein als 
die gesellschaftliche Norm, sei es in Bezug auf Liebe, Geschlecht oder 
Identität, ausgegrenzt und bekämpft werden. Anschläge wie in Solingen, 
in Berlin oder sonstwo Mitmenschen aus vorgeschobenen religiösen 
Gründen ermordet werden, dürfen nicht geduldet werden. Queerfeind-
liche Äußerungen sind im Islamismus häufig zu hören und scheinen ak-
tuell – in Wechselwirkung zu der hohen öffentlichen Aufmerksamkeit für 
das Thema – noch einmal an Bedeutung zu gewinnen.

Als Objekt für islamistische Agitation ist es somit insbesondere für Grup-
pierungen und Organisationen relevant, die eine umfassende Abgren-
zung von der Mehrheitsgesellschaft propagieren, wie beispielsweise die 
der mit einem Betätigungsverbot belegten „Hizb ut-Tahrir“ (HuT) nahe-
stehenden Gruppierungen „Realität Islam“ und „Muslim Interaktiv“. Das 
Feindbild repräsentiert für Islamisten vor allem die von ihnen abgelehnte 
beziehungsweise aus ihrer Sicht zu bekämpfende liberale und pluralis-
tische demokratische Gesellschaft westlicher Prägung, die nach ihrer 
Lesart die im traditionellen Islam verwurzelten Lebensformen zerstört.

Es ist ein offener, flexibler Begriff, der jedem Menschen erlaubt, selbst zu 
definieren, was queer für ihn oder sie bedeutet.

Textinformation: Wikipedia, Bundesamt für Verfassungsschutz
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Antisemitismus ist eine 
spezifische Form der 
Menschenfeindlichkeit, 
die Juden als Gruppe 
negative Eigenschaften 
zuschreibt und sie da-
durch abwertet, diskrimi-
niert oder verfolgt. 

Historisch reicht Anti-
semitismus über 2.500 
Jahre zurück, von an-
tiken Vorwürfen wie 
„Christus- oder Gottes-
mörder“ über mittelalter-
liche Anschuldigungen 
wie „Brunnenvergiftung“ 
oder „Ritualmord“ bis 
hin zu modernen rassis-
tischen und politischen 
Stereotypen. Antisemi-
tismus kann sich direkt 
oder indirekt äußern:

Direkt: Beleidigungen, 
körperliche Gewalt, An-
schläge auf Synagogen 
oder jüdische Friedhöfe.
Indirekt: Versteckter 
Hass, Relativierung des 
Holocausts, antisemiti-
sche Stereotype in Me-
dien oder Politik, etwa 
durch die Gleichsetzung 
der israelischen Politik 
mit den Verbrechen der 
Nationalsozialisten.
Juden werden als „Ras-
se“ abgewertet, beson-
ders im Nationalsozia-
lismus. 
Sekundärer Antisemi-
tismus: Ablehnung von 
Juden nach dem Ho-
locaust, oft verbunden 
mit Schuldabwehr oder 
Täter-Opfer-Umkehr.

Antisemitismus ist somit 
ein vielschichtiges Phä-
nomen, das religiöse, so-
ziale, politische und kul-
turelle Motive vereint und 
in allen Gesellschafts-
schichten auftreten kann.

Erläuterungen:
Wikipedia, Verfsassungsschutz, Bundeszentrale 
für politische Bildung, Fotos: „Gedenkstätte Mo-
ritzplatz Magdeburg,  Beauftragter der Bundes-
republik für jüdisches Leben und Kampf gegen 
Antisemitismus
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Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und Medien, Polizeipräsidium Süd-
hessen, Polizeiinspektion Göttingen, Polizei Bremen, Polizeipräsidium Osthessen, 
Copilot Search und KI-unterstützt, Horst-Dieter Scholz


